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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 14 AS 288/13 B 
 
L 34 AS 1993/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 110 AS 3145/08 (SG Berlin) 
 
 
 
1. …………….., 
 
2. …………….., 
 
3. ……………., 
 
 
4. ……………., 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte zu 1 bis 4: …………………………………………,  
 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Berlin Treptow-Köpenick, 
Groß-Berliner Damm 73 A-E, 12487 Berlin, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Oktober 2013 durch den  

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   Prof. Dr.  B e c k e r     

und   Dr.  S c h ü t z e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerden der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 6. Juni 2013 werden als unzulässig 

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) sind als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm 

§ 169 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Die Kläger haben zur Begründung ihrer Beschwerden kei-

nen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Be-

deutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dar-

gelegt oder bezeichnet. 

 

Nicht ausreichend dargelegt ist zunächst der primär geltend gemachte Zulassungsgrund der 

Abweichung (Divergenz). Eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann hinrei-

chend dargetan, wenn aufgezeigt wird, mit welcher genau bestimmten entscheidungserhebli-

chen rechtlichen Aussage die angegriffene Entscheidung des LSG von welcher ebenfalls genau 

bezeichneten rechtlichen Aussage des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats 

der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Eine Abweichung liegt nicht 

schon vor, wenn die angefochtene Entscheidung nicht den Kriterien entsprechen sollte, die das 

BSG, der GmSOGB oder das BVerfG aufgestellt haben, weil die Unrichtigkeit einer Entschei-

dung im Einzelfall nicht die Zulassung einer Revision wegen Abweichung rechtfertigt. Erforder-

lich ist vielmehr, dass das LSG diesen Kriterien widersprochen und über den Einzelfall hinaus-

gehende andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die - behauptete - Unrichtigkeit der 

Entscheidung im Einzelfall, sondern die fehlende Übereinstimmung im Grundsätzlichen vermag 

die Zulassung wegen Abweichung zu begründen (vgl: Krasney/Udsching, Handbuch des sozial-

gerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX. Kap RdNr 196 mwN; BSG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 34). 

 

Diese Voraussetzungen sind der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. In dieser wird 

kein Rechtssatz des LSG dargestellt, mit dem es einem bestimmten Rechtssatz der genannten 

Gerichte widerspricht, sondern nur ausgeführt wieso - aus Sicht der Kläger - das Urteil des LSG 

nicht in Übereinstimmung mit bestimmten Entscheidungen des BSG steht. Im Kern setzen sich 

die Kläger mit der Rechtsanwendung des LSG auseinander; darauf kann eine Beschwerde ge-

gen die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden, weil die 

Zulassungsgründe in § 160 Abs 2 SGG enumerativ aufgeführt sind und eine allgemeine Über-

prüfung der Entscheidung des LSG im Rahmen einer Nichtzulassungsbeschwerde nicht zuläs-

sig ist. 

 

Auch der weiter geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist nicht formgerecht dargelegt. Seine Darlegung er-

fordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine 

grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSGE 40, 158 
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= SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). Eine grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtsein-

heit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. Daher ist 

aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze heraus-

gearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder 

Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfah-

rens, 6. Aufl 2011, IX. Kap RdNr 65 f). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung schon deshalb nicht gerecht, weil keine 

Rechtsfrage formuliert ist, die nach Auffassung der Kläger grundsätzlicher Klärung bedürfte. 

Dem Vorbringen ist nur zu entnehmen, dass sie die angefochtene Entscheidung nach den Maß-

stäben der Rechtsprechung des BSG für unzutreffend erachten. Aufgabe des Revisionsverfah-

rens ist indes nicht die Überprüfung der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Fortentwicklung 

des Rechts; inwieweit dafür aus Anlass des Ausgangsverfahrens hier Bedarf besteht, lässt die 

Beschwerdebegründung nicht erkennen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  

 

 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

